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 Die Brandenburger Städte haben sich in 
den zurückliegenden 25 Jahren sehr erfolg-
reich entwickelt. Sie sind attraktive Orte des 
Wohnens und Lebens, zentrale Wirtschafts- und 
Bildungsstandorte und unverzichtbare Anker 
der Daseinsvorsorge. Aber auch weiterhin ste-
hen sie vor vielfältigen Herausforderungen: 
Die zunehmende Alterung der Bevölkerung, die 
regional unterschiedlichen Entwicklungsdyna-
miken, die Anforderungen an eine nachhaltige 
Mobilität, die Digitalisierung und der Prozess 
der Verwaltungsstrukturreform im Land Bran-
denburg erfordern die Verständigung darüber, 
welche Funktionen und Aufgaben die Städte 
künftig wahrnehmen und wie eine Stärkung 
der Städte als zentrale Träger der Landesent-
wicklung gelingen kann.

Die Plattform Starke Städte, der Zusammen-
schluss der drei großen Städte-AG des Lan-
des Brandenburg (AG Städte mit historischen 
Stadtkernen, Städtekranz Berlin-Brandenburg 
sowie Städteforum Brandenburg) lädt Sie 
deshalb herzlich ein zum 3. Brandenburger 
Stadtentwicklungstag. Die Veranstaltung fin-
det am 22. März 2018 in der Schinkelhalle 
in Potsdam statt. Mit dem 3. Brandenburger 
Stadtentwicklungstag richten wir den Blick 
explizit in die Zukunft. Die Städte und das Land 
haben JETZT die Chance, die guten wirtschaft-
lichen und finanziellen Rahmenbedingungen 
sowie die dynamische Entwicklung der Haupt-
stadtregion zu nutzen, um sich zukunftsfest 
aufzustellen – deshalb müssen wir HEUTE die 
Brandenburger Städte WEITER DENKEN!

Die Leitfragen des 3. Brandenburger Stadt-
entwicklungstages sind:
■	� Auf welche Veränderungen müssen sich 

die Brandenburger Städte mit ihren  
ländlichen Regionen einstellen?

■	� Wo können und wollen die Städte  
im Jahr 2030 stehen?

■	� Wie machen wir uns auf den  
Weg dorthin?

Wir möchten mit der Veranstaltung ein sicht-
bares Zeichen für starke Städte setzen und 
freuen uns auf den Austausch und anregende 
Diskussionen mit Ihnen! Tagungsprogramm 
und Anmeldung unter: 
www.staedteforum-brandenburg.de/
stadtentwicklungstag . 

Brandenburger Städte und Hauptstadtregion 
WEITER denken!
3. Brandenburger Stadtentwicklungstag am 22. März 2018 in Potsdam

Gesellschaftlichen Wandel gestalten: Welchen Chancen ergeben sich für die 
Entwicklung zukunftsfähiger Städte als starke regionale Kerne?

Editorial

Liebe Leserinnen und Leser, 
liebe Mitglieder,
das Städteforum Brandenburg hat in den 
letzten Monaten in mehreren Veranstal-
tungen wichtige aktuelle Themen der 
Stadtentwicklung aufgegriffen: Wir haben 
intensiv diskutiert über die Landesstrate-
gien zu Mobilität, Stadtentwicklung und 
Wohnen, zur Integration von Geflüchteten 
und über den Umgang mit leerstehenden, 
stadtbildprägenden Objekten.

Der 3. Brandenburger Stadtentwicklungstag 
soll uns in diesem Jahr die Gelegenheit 
bieten, noch weiter vorauszudenken. Wie 
begegnen wir in unseren Kommunen den 
großen gesellschaftlichen Veränderungen 
wie dem demografischen Wandel, der unter-
schiedlichen Entwicklung von Regionen 
und der Digitalisierung? 

Für mich ist klar: Für eine erfolgreiche 
Entwicklung braucht das Land Brandenburg 
auch in Zukunft starke Städte! Ich lade 
Sie herzlich dazu ein, darüber am 
22.  März 2018 in Potsdam gemeinsam 
mit uns zu diskutieren.

Ihr

Friedhelm Boginski
Vorstandsvorsitzender

1/2018

 Das Bündnis für Wohnen arbeitet seit Juni 
2017 daran, Handlungsempfehlungen für 
die Schaffung von mehr bezahlbarem sowie 
barrierefreiem und energieeffizientem Wohn-
raum zu formulieren. 

Am 24. Januar 2018 wurde in einem Gespräch 
mit Ministerin Kathrin Schneider eine erste 
Zwischenbilanz gezogen. In zwei Arbeitsgrup-
pen — zur Verbesserung der Wohnraumförde-
rung und zur Senkung der Baukosten — war 
in den letzten Wochen intensiv gearbeitet 
worden. Die Ministerin sagte zu, dem Vor- 
schlag des Bündnisses zu folgen, die Kondi-
tionen für die Wohnraumförderung weiter zu 
verbessern, die Förderung noch flexibler zu 
gestalten und Zuschüsse in allen Landesteilen 
zu gewähren. 

Im Jahr 2018 wird die Arbeit des Bündnisses 
lösungsorientiert fortgeführt. Das Städtefo-
rum Brandenburg ist Mitglied im Bündnis für 
Wohnen und in beiden Arbeitsgruppen betei-
ligt. Weitere Informationen zur Zwischenbilanz 
des Bündnisses für Wohnen finden Sie unter: 
www. mil.brandenburg.de . 

Städteforum beteiligt sich 
am Bündnis für Wohnen
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 Mobilität und dynamische Stadtentwick-
lung waren die Schwerpunktthemen der Fach
veranstaltung des Städteforums im vergange-
nen Herbst.  

Die „Städte in der 2. Reihe“ zeigen derzeit ex-
emplarisch, wie dynamisch sich Rahmenbedin
gungen der Stadtentwicklung verändern kön- 
nen. Lag der Fokus der Stadtentwicklung noch 
vor wenigen Jahren auf dem Umgang mit 
den Folgen der Schrumpfung, sind heute die 
Entwicklungsbedingungen in der Hauptstadt
region sehr viel stärker durch Stabilisierung 
und Wachstum geprägt. Entsprechend hat auch 
das Land neue Strategien erarbeitet: Kathrin 
Schneider, Ministerin für Infrastruktur und Lan-

desplanung erläuterte die künftigen Eckpunkte 
einer ressortübergreifenden Strukturpolitik 
des Landes. Unter dem Leitbild „Stadt für Alle“ 
setze das Land künftig besondere inhaltliche 
Schwerpunkte auf: 
■	 �die Zusammenarbeit auf Basis  

integrierter Konzepte,
■	 �die zukunftsfähige Anpassung der  

lokalen Infrastrukturen,
■	 �die sozialverträgliche Qualifizierung  

der Wohnungsbestände,
■	 �die Mobilitätsicherung als gemeinsame 

Aufgabe von Bund, Land und lokalen 
Akteuren sowie 

■	 �die Qualifizierung und Flexibilisierung  
der Instrumente der Stadtentwicklung.

Anschließend diskutierten die Mitglieder des 
Städteforums mit Ministerin Kathrin Schneider, 
Susanne Henckel, Geschäftsführerin des VBB, 
und Tilman Bracher, Bereichsleiter Mobilität 
am Deutschen Institut für Urbanistik, welcher 
Handlungsbedarf für die Brandenburger Städte 
aus den zunehmenden Pendlerströmen, dem 
wachsenden Wirtschaftsverkehr, einem sich 
wandelndem Mobilitätsverhalten erwächst. 

Insbesondere für die Entwicklung der „Städte 
in der 2. Reihe“ ist eine gute Anbindung an die 
Hauptstadt von zentraler Bedeutung. Für die 
Zentren im weiteren Metropolenraum stellt 
sich dagegen vor allem die Frage, wie sie lang-
fristig der Versorgungsfunktion für ihr Umland 
gerecht werden können. 

Hier habe sich der PlusBus bewährt, der das 
Netz des Bahnverkehrs ergänzt, erklärte Su-
sanne Henckel. Eine zukunftsfähige Verkehrs
infrastruktur erfordere eine weitere Vernetzung 
der Verkehrsangebote im Land: Das Entwick-
lungsprojekt i2030 weise in die richtige Rich-
tung. Koordiniert durch den VBB organisieren 
die Länder Berlin und Brandenburg hier den 
weiteren Ausbau der Eisenbahninfrastruktur 
auf hoch belasteten Strecken zwischen Berlin 
und Brandenburg. 

Insgesamt, so waren sich Mitglieder des Städ-
teforums und Referenten jedoch einig, müsse 
sich der Ausbau der Verkehrsinfrastruktur 
noch stärker am Bedarf ausrichten und Ver-
änderungen der Verkehrsmittelnutzung früh-
zeitiger in der Planung berücksichtigen. Dies 
sei ein komplexer und abstimmungsintensiver 
Prozess – aber unerlässlich für die zukunftsfä-
hige Entwicklung starker Städte im Land.    

Prognostizierte Nach-
frageentwicklung 
im ÖPNV bis zum Jahr  
2030 und Kapazitäts
lage bei der vorhande-
nen Infrastruktur. 
Quelle: VBB

Ministerin Kathrin 
Schneider erläuterte 
die künftigen Eck- 
punkte der Struktur-
politik des Landes 
Brandenburg.

Bewährt hat sich  
laut VBB-Geschäfts-
führerin Susanne 
Henckel das Konzept 
des mit der Bahn 
getakteten PlusBus.
Quelle: VGB/VBB

Brandenburger Städte in Bewegung 
Fachveranstaltung des Städteforums am 11. September 2017 in Potsdam

Korridor mit freien Kapazitäten.
Den prognostizierten Nachfragesteige­
rungen kann voraussichtlich ohne  
Angebotserweiterung begegnet werden.

Im Korridor sind freie Kapazitäten in 
geringem Umfang vorhanden.
Den prognostizierten Nachfragesteige­
rungen kann voraussichtlich auf der 
vorhandenen Infrastruktur mit Angebots­
erweiterungen begegnet werden.

Im Korridor sind keine weiteren Kapazi
täten vorhanden.
Den prognostizierten nachfragesteigerun­
gen kann voraussichtlich nur mit aufwen­
digen Angebotserweiterungen sowie ggf. 
Infrastrukturausbau begegnet werden.

Nachfrageentwicklung
Fahrgäste pro Tag  
im jeweiligen Querschnitt  
(Prognose-Nullfall, Mo.–Fr.)

Nachfragesteigerung bis 2030
gegenüber 2013, in Prozent

Fahrgäste in 2030, absolut

Kapazitäten

Oranienburg

Wandlitz

Eberswalde

Kremmen

Nauen

Wustermark

Werder Potsdam

Teltow

Beelitz

Michendorf Ludwigs-
       felde

Königs
Wusterhausen

Erkner

Strausberg

Werneuchen
Bernau

Strausberg
       Nord

Freders-
dorf

Fürsten-
walde

Bad
Saarow

Münche-
berg

Blankenfelde

Zossen

Velten

Schmach-
tenhagen

+ 18 %
8.950

+ 18 %
4.700

+ 15 %
4.900

+ 22 %
7.450

3.100 950

+ 45 %
12.350

+ 27 %
4.750

+ 20 %
11.400

+ 48 %
2.100 + 27 %

18.500

+ 44 %
5.900

+ 28 %
4.100

+ 63 %
21.150

+ 19 %
950

+ 18 %
1.600

+ 95 %
16.000

+ 42 %
1.700

+ 47 %
7.800

+ 16 %
9.400

+ 22 %
6.500

+ 40 %
9.850

+ 71 %
1.200

+ 34 %
6.400

+ 28 %
20.700



 Die Reaktivierung von großen, stadtbild-
prägenden Einzelimmobilien ist für viele 
Kommunen eine besondere Herausforderung. 

Die Gebäude haben oft eine Schlüsselrolle für 
ein intaktes Stadtbild: Ihre Sanierung kann 
wichtige Impulse für die weitere Aufwertung 
der Innenstädte setzen, erfordert jedoch einen 
erheblichen Mitteleinsatz. 

Die 4. Sitzung des Arbeitskreises Innenstadt 
am 26. September 2017 in Prenzlau befasste 
sich deshalb mit Impulsen für die „dicken Bro-
cken“.  Anhand von Praxisbeispielen aus Prenz-
lau, Eberswalde und Spremberg diskutierten 
die Mitglieder des Arbeitskreises mögliche 

Handlungsansätze im Rahmen des Stadtum-
baus. Besonders wirksam sind gezielte Altbau-
aktivierungsstrategien. 

Im Idealfall gelingt es, durch einfache Siche-
rungsmaßnahmen Anreize so zu setzen, dass 
auch Gebäude in weniger nachgefragten Lagen 
wieder für private Investoren interessant und 
von diesen modernisiert werden. Der recht-
liche Rahmen für den Einsatz von Sicherungs-
mitteln wurde in der Runde intensiv diskutiert. 

Abschließend lud der 2. Beigeordnete der 
Stadt Prenzlau, Herr Dr. Heinrich, zu einem 
Stadtrundgang ein. Er präsentierte mehrere ge- 
lungene Beispiele der Altbauaktivierung.   
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Quelle: FES 2017, 
Forum Berlin

Integration von Geflüchteten in der Sozialen Stadt 
Sitzung des Arbeitskreises Soziale Stadt am 20. November 2017 in Rheinsberg

Altbauten in neuem Glanz – Impulse für  
die Aufwertung der Innenstädte
Sitzung des Arbeitskreises Innenstadt am 26. September 2017 in Prenzlau

Besichtigung erfolg-
reicher Stadtumbau-
projekte in Prenzlau: 
Inwertsetzung der 
Heiliggeist-Kapelle 
hinter dem Mitteltor-
turm (oben) und 
Sanierung des sog. 

„Kettenhauses“ am 
Ufer des Unterucker-
sees (unten).

Unten rechts:
Rundgang des Arbeits

kreises durch das 
Soziale-Stadt-Gebiet 

„Rheinsberg-Ost“.

 Die Integration von Geflüchteten ist für alle 
Brandenburger Städte ein Thema von hoher 
Aktualität. Es gilt, Geflüchtete und heimische 
Bevölkerung zusammenzubringen und Pers-
pektiven für das Zusammenleben zu eröffnen. 
Für ihr Engagement wurde die „Rheinsberger 
Initiative“ 2017 mit dem Integrationspreis  
„Zusammenleben mit neuen Nachbarn“ aus
gezeichnet.  

Aus diesem Anlass fand die 5. Sitzung des Ar-
beitskreises Soziale Stadt am 20. November 
2017 in Rheinsberg statt. Im Rahmen eines 

Stadtrundganges durch das Soziale-Stadt-
Gebiet „Rheinsberg Ost“ wurde den Teilneh-
menden die Herangehensweise in Rheinsberg 
vorgestellt: Stadtverwaltung, Wohnungs-  
unternehmen, Stadtteilschule, Initiativen und 
Vereine arbeiten eng zusammen. 

Kernelemente der Integrationspolitik sind 
die dezentrale Unterbringung der Geflüchte-
ten, niedrigschwellige Hilfsangebote, Projekte, 
die sich an alle Anwohner gleichermaßen rich-
ten sowie die frühzeitige und umfassende In-
formation der Bevölkerung. 

Durch die enge Verknüpfung von kommunalem 
Handeln und zivilgesellschaftlichem Engage-
ment ist es gelungen, die Integration erfolg-
reich auf den Weg zu bringen und den sozia-
len Zusammenhalt im Quartier zu stärken. 

Der anschließende Erfahrungsaustausch ließ 
deutlich werden, dass für viele Brandenburger 
Kommunen vor allem die Schaffung von Zu-
gängen zum Wohnungs- und Arbeitsmarkt 
sowie die Bereitstellung von Bildungs- und 
Betreuungsangeboten große Herausforderun-
gen der lokalen Flüchtlingsintegration sind. 

14 FRIEDRICH-EBERT-STIFTUNG

Beschäftigung) als auch auf die lokale Gesellschaft (Förde-
rung des Engagements für Flüchtlinge, Information und 
Einbindung der lokalen Bevölkerung, Förderung von inter-
kulturellen Begegnungen, Prävention von Fremdenfeind-
lichkeit) beziehen.

Die Ergebnisse unserer Erstbefragung von Städten, Land-
kreisen und Gemeinden zeigen, dass es in den Kommunen 
bereits in den ersten Monaten des Jahres 2016 nicht mehr 
vorrangig um die Aufnahme und Versorgung von Asylsu-
chenden und Flüchtlingen ging, sondern schon zu diesem 
frühen Zeitpunkt integrationspolitische Herausforderun-
gen in den Vordergrund gerückt waren. Auf einer Skala 
von 1 (unwichtig) bis 5 (sehr wichtig) wurden Sprachkurs-
angebote (4,55),14 dezentrale Unterbringung in Wohnun-
gen (4,54), Förderung und Koordination des ehrenamt-
lichen Engagements (4,38), Information und Einbindung 
der Bevölkerung (4,22) sowie die Bereitstellung von Bil-
dungs-, Betreuungs- und Erziehungseinrichtungen (4,20) 
von den befragten Kommunen Anfang 2016 als die wich-
tigsten lokalen Fragen in Bezug auf Geflüchtete bewertet. 
Mehr als drei Viertel der Kommunen bezeichneten diese 

14 Das arithmetische Mittel bezeichnet die durchschnittliche Merkmalsausprägung in einzelnen Fragebatterien auf einer Fünfer-Skala (z. B. 1 – 
keine Bedeutung, 5 – sehr hohe Bedeutung). Hohe Mittelwerte stehen dabei für sehr hohe / wichtige / zutreffende Ergebnisse.

Aufgaben und Herausforderungen als sehr wichtig oder 
wichtig (vgl. Gesemann/Roth 2016: 14).

Sprache, Bildung, Qualifizierung, Arbeit und Begegnun-
gen sind die Themen, die im Laufe des Jahres 2016 aus der 
Sicht von Verantwortlichen für die kommunale Flüchtlings- 
und Integrationspolitik am stärksten an Bedeutung ge-
wonnen haben. Angeführt wird die Rangliste dabei von 
folgenden Aufgaben:

1. Schaffung von Zugängen zum Arbeitsmarkt (4,10),
2. Bereitstellung von Bildungs-, Betreuungs- und Erzie-

hungseinrichtungen (3,90),
3. Angebot von Sprachkursen (3,88),
4. Kompetenzfeststellungen und Qualifizierung (3,86) sowie
5. Förderung interkultureller Begegnungen (3,67).

An Bedeutung verloren haben dagegen die Grundver-
sorgung der Geflüchteten (2,63), die Unterbringung in 
Gemeinschaftseinrichtungen (2,79) und die Einhegung 
fremdenfeindlicher Proteste (2,87) (siehe auch Abbil- 
dung 8).

Frage (Ende 2016): Wenn Sie an den Jahresanfang zurückdenken, welche Veränderungen haben sich 
seither für Ihre Kommune bei der Aufnahme und Integration von Flüchtlingen ergeben? (N=111 – 114)

Abbildung 8: Aufgaben der Kommunen bei der Aufnahme und Integration von Flüchtlingen

Quelle: DESI 2016a.
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Diagramm: Veränderung der kommunalen Aufgaben bei der Aufnahme und Integration von Geflüchteten 
(Kommunalbefragung der Friedrich-Ebert-Stiftung)
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Doppelstadt-Charakter: 
oben die Ehm-Welk-
Straße mit der Sankt-
Nikolai-Kirche in der 
Altstadt, darunter ein 
Wohngebiet in der 
Neustadt.

Zentrum des Spree-
waldtourismus: der 
Große Spreewaldhafen 
von Lübbenau blickt 
auf eine 150jährige 
Kahnfahrt-Tradition 
zurück. Neben den Aus-
flugskähnen erwarten 
auch Biergärten, kleine 
Läden und die beliebte 
Gurkenmeile die Be
sucher (rechts).

Im Städteforum: Lübbenau/Spreewald

Veranstaltungskalender

„Unsere Stadt engagiert sich seit vielen Jahren im Städteforum, weil wir mit diesem 
Netzwerk wichtige Akzente für die Entwicklung starker Städte im Land Brandenburg 
setzen können und die Stadt selbst vom Erfahrungsaustausch nur profitieren kann.“

Helmut Wenzel, Bürgermeister der Stadt Lübbenau/Spreewald

 In dieser Kolumne stellen wir unsere Mit
glieder vor. Dieses Mal ist es Lübbenau/Spree-
wald – langjähriges Mitglied im Städteforum 
Brandenburg.

Die Stadt wurde im Jahr 1315 erstmals ur-
kundlich erwähnt und bildet heute mit ihren 
13 Ortsteilen und den etwa 16.000 Einwohnern 
eine neue, aktive Stadt mit vielseitiger Struktur. 
Ursprünglich Ackerbürgerstadt, später Eisen-
bahnknotenpunkt und Eingangstor für den 
Spreewaldtourismus, prägten ab den 1950er 
Jahren großräumige Braunkohletagebaue mit 
den dazugehörigen Großkraftwerken die Stadt 
und ihre Region. Seit den neunziger Jahren be-
findet sich der staatlich anerkannte Erholungs-
ort in einer einzigartigen Wandlung, die in 
vielerlei Hinsicht ihre Wirkungen offenbart. Der 

Stadtumbau spielt sowohl in der Neustadt wie 
auch in der Altstadt die bedeutendste Rolle. 
Der Tourismus hat seinen wirtschaftlichen Wert 
auf einem hohen Qualitätsniveau ausbauen 
können. Kahnfahrten, Bootsvermietungen, ein 
weiträumiges Radwegenetz, das Spreewelten- 
Bad Lübbenau sowie zahlreiche Museen und 
Veranstaltungen bieten gute Voraussetzungen 
für ein aktives Freizeit- und Urlaubsvergnügen. 

Der Stadt ist es gelungen, sich als attraktiver 
Wohn-, Wirtschafts-, und Tourismusstandort zu 
etablieren: Die Mischung aus starker Wirt-
schaft, qualitätvollem Wohnen und dem mit 
der einmaligen Natur und dem Brauchtum ver-
bundenem Tourismus bildet für die seit 2014 
zertifizierte Qualitätsstadt die Grundlage für 
die Zukunft. 

 22. 03. 2018: 3. Brandenburger Stadtentwicklungstag „Bran-
denburg und Brandenburger Städte weiter denken“ in Potsdam:  
Die drei Städte-AG des Landes laden zum Diskurs darüber ein, wel-
che Funktionen und Aufgaben die Brandenburger Städte künftig 
wahrnehmen und wie Städte und Land sich gemeinsam zukunfts-
fest aufstellen können. Nähere Informationen und Anmeldung 
unter: www.staedteforum-brandenburg.de/stadtentwicklungstag.

 19. 04. 2018: Gemeinsame Sitzung der Arbeitskreise des 
Städteforums in Potsdam zu „Möglichkeiten und Grenzen digita-
ler Bürgerbeteiligung“: Welche Methoden eignen sich für welche 
Themen? Wie muss gute Online-Beteiligung gestaltet sein? Mehr 
unter: www.staedteforum-brandenburg.de/arbeitskreise.

 23. 04. 2018: „Kommunale Infrastruktur – Ressource für den 
Klimaschutz“: Gemeinsame Fachkonferenz des Ministeriums für 
Infrastruktur und Landesplanung und des Verbands kommunaler 
Unternehmen in Potsdam. Welche Anforderungen zur Umsetzung 
der Klimaschutzpolitik kommen auf kommunale Infrastrukturbe-
treiber zu? Nähere Informationen unter www.mil.brandenburg.de .

 03./04. 05. 2018: Internationale Fachkonferenz „Gemein-
same Entwicklung von Städten und ihren Umlandgemeinden in 
Brandenburg und Europa“ des Ministeriums für Infrastruktur und 
Landesplanung. Der erste Tag ist dem fachlichen Austausch gewid-
met, am zweiten Tag wird eine Exkursion in das Entwicklungsge-
biet Potsdam-Krampnitz angeboten. Nähere Informationen unter  
www.mil.brandenburg.de .
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eine verlässliche und ressortübergreifende 
Landespolitik aus einem Guss dient.

Deutliche Kritik wurde von Seiten des Städte-
forums daran geübt, dass Themen der sozia-
len Stadtentwicklung in der Strategie zu kurz 
kommen. Die Bereitstellung von bezahlbarem 
Wohnraum ist nur eine von vielen Facetten, um 
den sozialen Zusammenhalt in den Städten 
und Quartieren zu stärken, lebendige Nach-
barschaften zu fördern und die Integration al-
ler Bevölkerungsgruppen zu unterstützen.Die 
vollständige Stellungnahme des Städteforums 
finden Sie unter: 
www.staedteforum-brandenburg.de . 

 Das Städteforum Brandenburg war am  
25. Januar 2018 gemeinsam mit dem BBU und 
den beiden anderen kommunalen Arbeits-
gemeinschaften zu einem Fachgespräch zur 
Strategie „Stadt für Alle – Stadtentwicklung 
und Wohnen für das Land Brandenburg“ in den 
Ausschuss für Infrastruktur und Landesplanung 
des Landtages Brandenburg eingeladen. 

In seiner Stellungnahme begrüßte das Städte
forum, dass Ziele für die Stärkung der Bran-
denburger Städte als Anker im Raum formu-
liert werden. Gefordert wird, diese weiter zu 
schärfen und als Stadtentwicklungsstrategie 
zu verabschieden, die künftig als Leitlinie für 

Städteforum in Landtagsausschuss eingeladen
Foto: Peter Becker


